
V_BLw 59/5I ß tv  (
2 3 6 2  0 1 8

B e s c h l u ß  
In der Landwirtschaftssache

des Landwirts Paul 
Hl

in Bl

Pächters und Antragstellers,Beschwerdegegners und Rechtsbeschwerdeführers,

vertreten durch 'Rechtsanwalt m

g e g e n

den Landwirt Heinrich S W in

Verpächter und Antragsgegner, Beschwerde­führer und Rechtsbeschwerdegegner,

vertreten durch Rechtsanwalt Br,
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hat der V„ Zivilsenat des Bundesgerichtshofes als Senat für 
Landwirtschaftssachen in der Sitzung vom 8„ April 1^52 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Prof«, Br„ Pritsch, der 
Bundesrichter Br„ Eückinghaus und Br« Tasche sowie der 
Obersten Landwirtschaftsrichter Ernst und Hesemann

beschlossen;

Bie Rechtsbeschwerde gegen den Beschluß des 
IO« Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Hamm vom 
13o Juni 195"* wird auf Kosten des Pächters zurückge­
wiesen 0 Eine Erstattung der außerhalb des Rechtsbe­
schwerdeverfahrens entstandenen Kosten findet nicht
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Gründe s

Der am 24» September 1946 verstorbene Bauer Heinrich 
war Eigentümer des in W f l H B B H P , Mop­
gelegenen Erbhofs von rund 160 Morgen mit einem 

Sinheitswert von 50 000 HM« Er war verheiratet« Aus seiner 
Ehe sind zwei Söhne hervorgegangen, und zwar uer Antrags­
gegner 'Heinrich S t f l H B H h E f l H B K  der von Beruf Landwirt 
ist. und Paul der Itachtswissenschaft studiert
hat*

Mit Wirkung vom 1« August 1944 ab verpachtete der 
Eigentümer den Hof an seinen Sohn Heinrich« Im März 1946 
verlangte der Xreisbauernführer wegen Nichterfüllung der 
Ablieferungspflichten und wegen SchwarzSchlachtung die 
Auflösung des Pachtverhältnisses; er schlug vor, dem An­
tragsteller, einem Neffen der Mutter des Antragsgegners, 
den Hof zu verpachten« Nachdem der Antragsteller am 1*
April 1946 die Bewirtschaftung des Hofes übernommen hat-

\

te, erklärte der Antragsgegner am 2« April 1946 in einer 
Verhandlung vor der Kreisbauernschaffc schriftlich, daß 
er von dem Pachtvertrag mit seinem Vater freiwillig zu­
rücktrete « Daraufhin schloß der Eigentümer mit dem An­
tragsteller einen Pachtvertrag für die Zeit vom 1« April 
1946 bis zum 1« April 1956 zu einem Pachtzins von 3 000 
m  Jährlich«

1

Nach dem Tode des Eigentümers entstand zwischen 
seinen Söhnen Streit wegen der Hofnachfolge, da Paul 
S t f l H ^ ^ d i e  Wirtschaftsfähigkeit seines Bruders in 
Zweifel sog« In dem damals anhängig gewordenen Verfahren 
bejahte das Amtsgericht schließlich die pirtschaftsfä- 
higkeit das Antragsgegners und erteilte ihm ein Hoffol­
gezeugnis«
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Zwischen dem Antragsgegner, der nach der Aufgabe der 
Pachtung mit seiner Ehefrau und seiner Tochter auf dem 
Hof wohnen blieb, und dem Antragsteller*kam es von Anfang 
an zu Auseinandersetzungen, da der Antragsgegner der An­
sicht war, er sei von dem Pächter mit Unterstützung der 
Kreisbauernschaft aus seinem Pachtverträge mit seinem Vet­
ter verdrängt worden«. Mit einer auf verbotene Eigenmacht 
gestütztenKlage auf Herausgabe des Hofes ist der Antrags­
gegner in drei Instanzen unterlegen; ein gegen den Pächter 
angestrengter Schadensersatsprozeß ist nicht zur Durch­
führung gelangt, da-dem Antragsgegner das nachgesuchte 
Armenrecht versagt wurde«

Am 3« Februar 1950 hat der Verpächter den Pachtver­
trag fristlos gekündigt«, In diesem Schreiben hat er dem 
Pächter u«a„ vorgeworfen, seinen vertraglichen Verpflich­
tungen nicht nachgekommen zu sein und ihn fortgesetzt an

f 1 ■ V “ r< P'1 -fi » r  ̂ V — '.-i- 1*"■'‘»■pc-v*"! i ■'jVio

Mißhandlungen verhindert zu haben« Der Pächter hat 
daraufhin bei dem Lanuv-irtschaftogex'icht beantragt, die 
Kündigung für unwirksam zu erklären« Als dieses Verfah­
ren bereits eingeleitet war« hat der Verpächter das Pacht­
verhältnis am 10« Mai 1950 erneut fristlos gekündigt und 
dies mit einer Mißhandlung im April 1950 und damit be­
gründet, daß der Pächter sich mit je 1/3 zweier Pachtra­
ten im Zahlungsverzug befinde« Der Verpächter hat dement­
sprechend un Zurückweisung des Pachtscliutzantrages des 
Pächters gebeten und die sofortige Ptäumung des lofes ver­
langt« Er hat den Standpunkt vertreten, die Fortsetzung 
des Pachtverhältnisses könne ihm nicht mehr zugemutet wer­
den, weil der Pächter nicht nur seinen Verpflichtungen aus 
dem Pachtverträge nicht nachkomme, sondern auch unberech-
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tigte Anzeigen gegen ihn erstattet, ihn in anderer 
weise ständig schwer beleidigt habe und. gegen ihn wie­
derholt tätlich geworden sei*

Der Pächter hat bestritten, seinen Vertragspflich­
ten nicht naehgekoiamen zu sein und.unberechtigte Anzei­
gen gegen den Verpächter erstattet zu haben,. Er hat be­
hauptet, die. Streitigkeiten seien auf den Verpächter, 
zurückzuführen, den er als rabiat hingestellt hat und • 
der ihn ständig gereist haben solle Hiermit hat der 
Pächter es entschuldigt daß' er gelegentlich gegen den 
Verpächter tätlich geworden, seij -der ihn-in einigen Fäl­
len ebenfalls angegriffen habe*-

Das Amtsgericht hat durch'Beschluß vom 17* Juli 
1950 festgestellt, .daß das Pachtverhältnis infolge Un­
wirksamkeit der Kündigungen vom 5* Februar und 10* Mai 
1950 weiter bestehe. Es hat eine ernsthafte Vernachläs­
sigung oder Gefährdung des Pachtobjekts seitens deŝ Pj&ph-

- • •  * • •  ' r f - ..................... .. V ,  . . . /«■-»«ters verneint und angenommen, - der Pacht Zinsrückstand .sei 
von dem Pächter nicht verschuldet und an den persönli­
chen Streitigkeiten-sei-der‘Verpachter nicht unschuldig*.

,.■r\ '

Gegen diese IjntScheidung hat. der. Verpächter sofor­
tige Beschwerde eingelegt, mit der er die Aufhebung des 
angefochtenen Beschlusses und* die Abv/eisung des Pacht- 
schutzantrages sowie die Verurteilung.des*Pächter» zur 

..'’sofortigen J&umung*f des, Hofes ’begehrt hat*' Der Pächter* 
'"h&$ um Zurpclgvpisuiig, der. Beschwerde .und hilfsweise um> Ge- 

. . Währung vo n ‘Pachtschutz. gebeten,, * • ■- . .

Das Beschv/erdegericht‘hat den Hof besichtigt,' die
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Parteien und ihre Ehefrauen sowie die Mutter des Ver­
pächters zur Sache gehört und sodann durch Beschluß vom 
13« Juni 1951 die Kündigungen vom 3* Februar und 10«, Mai 
1950 für unwirksam.erklärt und das Pachtverhältnis bis 
zum 31 * Kürz 1952 verlängert« Es hat. ferner den Peststel­
lungsantrag des Pächters und den Räumungsantrag des Ver­
pächters zurückgewiesenp * ..
* • »

Mit der hiergegen eingelegten Rechtsbeschwerde will 
der Pächter die Aufhebung des angefochtenen Beschlusses 
und die Bestätigung der.amtsgerichtlichen Entscheidung- 
erreichen«

Der Rechtsbeschwerde war der Erfolg zu versagen«

Das Beschwerdegericht hat. die fristlosen Kündigun­
gen als gerechtfertigt angesehen, weil die -Differenzen 
der Parteien zu einer Gefährdung des PachtObjekts ge­
führt und die Streitigkeiten -durch die gewalttätige Ein­
stellung des Pächters eine*solche Form angenommen hätten, 
daß dem Verpächter eine.Fortsetzung des Vertrages nicht 
zugemutet werden könne« Dtis * Beschwerdegericht hat gleich­
wohl dem Pächter in beschränktem-Maße'Pachtschutz gewährt 
und das mit- Rücksicht ’ auf die%ungestörte Fortführung der 
Bewirtschaftung des Hofes für zulässig eraphtet« Es hat 
dementsprechend den Räumungsantrag des Verpächters als 
unbegründet zurückgewiesen« .. . * *• *

* « # /  , *  * . * ' , '

Die‘RechtäbeschWefde'wirft dem Beschwerdegericht -. . 
VesQebzung formellen* uiid -aäteriellon Rechts* vor und rügt 
insbesondere, das Oberlandesgericht-habe >d’en Begriff des
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außerordentlichen Kündigungsrechts verkannt und zu Un­
recht angenommen, die Streitigkeiten seien Überwiegend 
von dem Pächter hervorgerufen worden* Sie meint ferner, 
da3 Beschwerdegericlit habe gegen Denkgesetze verstoßen 
und nicht berücksichtigt, daß die Beendigung des Pacht­
verhältnisses die Bewirtschaftung des Hofes gefährden 
würde, es ihrer auch gar nicht'bedürfe, da Art VII KRG 
45 zur Erhaltung des Hofes und zur Sicherung der Volks- 
ernähfung genügend, andere Möglichkeiten eröffne und das 
Beschwerdegericlit berechtigten Anträgen des Verpächters 
auf Änderung des Pachtvertrages auf Grund de‘s § 5 RPO 
hätte entsprechen können* '

Diese Rügen sind-nicht.gerechtfertigt®

Die Eechtsbeschwerde verkennt nicht, daß bei Ver­
tragsverhältnissen' von längerer Dauer, die ein engeres, 
vcrLr&uenc,vollem Zusammenarbeiten der Beteiligten be­
dingen, eine Kündigung dann zulässig ist, wenn einem 
Vertragsteil aus einem wichtigen Grunde *ein Festhalten 
am Vertrage- nicht mehr zugemutet werden kann* Zu Unrecht 
wirft'die Hechtsbeschwerdfe dem OberPandesgericht -verö­
den Begriff dieses außerordentlichen Kündigungsrechts • 
verkannt zu haben”. Das. Besöhv/erdegericht hat in Überein­
stimmung mit der Rechtsprechung angenommen, ein wichti­
ger Grund könne in, einer^g^häss.i gen.Einste 1 lung der Ver­
tragsparteien zueinander gefunden werden, sofern durch 
die bestehenden. Streitigkeiten ein “gedeihliches./Zusam­
menarbeiten unmöglich gema‘cht .Werdec- Zutreffend; hat’ das 
Oberlandesgericht erwogen^ die Ursache.der Streitigkei­
ten dürfe nicht ausschließlich bei. dem: Vertragsteil zu' 
suchen seift, der sich auf sie als wichtigem Grund zur



Kündigung berufe« Es hat-ferner mit zutreffender Be­
gründung •dargelegt, daß die Bewirtschaftung des Hofes 
ein gedeihlicl.es Zusammenwirken der Vertragsparteien 
erfordere, da zahlreiche ständige.Berührungspunkte vor­
handen' seien und ’darüber hinaus notwendige Maßnahmen 
ein verständnisvolles Zusammenwirken des Pächters und 
des Verpächters- erforderlich;machten,. Diese Feststel­
lungen greift die Rcchtsbeschwerde auch nicht anj si.e . 
wendet sich ferner nicht gegen die Annahme des Be- - 
schwerdegerichts, daß der hier geltend geinachte Grund 
zur fristlosen Kündigung, wenn er-gerechtfertigt sein 
sollte, zugleich den Tatbestand ..des .§ J 6 Abs 1, b des 
.Pachtvertrages erfüllen würde, der dem Verpächter ein 
Recht zur fristlosen Kündigung gibt, /wenn für ihn die 
Fortsetzung des. Pachtverhältnisses aus. einem in der .. 
Person des Pächters liegenden Grunde eine unbillige- 
Härte bedeuten würde« Das Vorbringen-uer Rechtsbeschwer­
de läuft vielmehr darauf hinaus, daß dis in den Kün­
digungsschreiben angeführten Gründe nicht Vorgelegen 
hätten und das Beschwerdegericht die Kündigungen aus 
Gründen für gerechtfertigt ..angesehen :habe, .die'in den
.Kündigungsschreiben^überhaupt-.nicht angeführt worden # "" * *
seien« Das- ist indessen-nicht der Fall« Der Ansicht, der.

• > . . .  ' .  -✓ .

.Rechtsbeschwerde, die Kündigung vom 3« Februar.1950 sei 
nicht wegen körperlicher Auseinandersetzungen ausgespro­
chen, sondern lediglich auf’Vertragsverletzungen bezüglich 
der Gebäude und des Inventars gestiltz.t\worden, .trifft . 
nicht zu« In .diesem Schreiben hat sich der Verpächter 
nicht nur-darauf berufen,'daß der Pächter seinen ver­
traglichen Verpflichtungen i$.keiner*Weise .nachkomme, 
sondern er hat darüber hinaus - geltend gemacht, in der 
Wahrnehmung der ihn zustellenden Befugnisse fortgesetzt

*. * 
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durch schwere körperliche Mißhandlungen verhindert wor­
den zu sein« Im vorletzten Absatz dieses Kündigungs­
schreibens hat der Verpächter zusammenfassend gesagt, 
daß er fristlos kündige, weil ihm nach dem gesamten 
Verhalten des Pächters eine Fortsetzung des Vertrages 
nicht zugemutet werden könne« Die Kündigungsgründe um-' 
fassen danach auch die dem-Pächter vorgeworfenen Tät­
lichkeiten« Die Eechtsbeschwerde leitet ihre Auffassung, 
das Beschwerdegericht habe-bei der'Entscheidung Vorfälle 
berücksichtigtj di© der Verpächter nicht als Kündigungs-; 
gründe angeführt habe,'anscheinend aus: seinenErklärun- . 
.gen in dem Termin’vom 3® März 1951 her, bei denen er drei 
.Kißhandlungsfälle besonders 'herausgestellt’hat« Daß d'er 
Verpächter nicht nur'.in ihnen, sondern in dem gesamten 
Verhalten des Pächters und-damit auch in den übrigen 
vorgekommenen Tätlichkeiten einen Grund zur fristlosen 
Kündigung gesehen hat, ergibt sich zweifelsfrei aus 
sc"’;ier A.'.V.Örung in dem Voj-handlur.gstcrr.iin am 13.- Juni 
1951, "enn er hat damals ausdrücklich geltend gemacht, 
daß der Pächter ihn auch in anderen Fällen geschlagen 
habe und dabei.den Vorfall am Todestage seines Vaters, 
bei. dem sein Gebiß''Ws'bifödigt* würde',"''• besonders''hervor-: 
gehoben« Da der Pächter die Tätlichkeiten* hat zugeben 
müssen,, ist es nicht zu beanständen, daß"das Beschwer- 
degericht von einer fortgesetzten Kette von Mißhandlung 

.«jgen-gesprochen.nhcU-seiner ..Entseheidung.-night’lediglich 
die äm 3® Marz 1951 besonders hervorgehbbeneii Falle zu­
grunde, gelegt'hat« -**v **’' ‘

Zu Unrecht’ beätÖ%andet ‘die Hechtsbeschwerte' ferner * 
daß das ObeAändesgericht auch’die KüMi^uhg:f vom' 10.« Mai 
1950 als gerechtfertigt angesehen hat «’Es kann’dahihge-
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stellt bleiben, wie sich der Vorfall im April 1950 im 
einzelnen abgespielt hat, denn nach seiner, eigenen Ein­
lassung anläßlich seiner Vernehriiung am 3o März und 13* 
Juni 1951 hat der Pächter dem Verpächter damals einen 
Eierdiebstalil vorgeworfeni obwohl insoweit nur eine ' 
Vernutung bestand, und ihm‘bei der dadurch hervorgeru­
fenen Auseinandersetzung Öhr feigen gegeben* Der. Pächter 
hat damit ein Verhalten an den Tag gelegt, das den Ver- 
. Pächter zu erneuter fristloser Kündigung berechtigte, . 
denn der Pächter hatte für den* von ihm behaupteten Eier- 
diebstahl keinen Beweis'und wußte,-daß der Verpächter 
die fristlose Kündigung vom 3« Februar 1950 auch auf 
die vorausgegangenen Mißhandlungen gestützt hatte# Wenn 
er gleichwohl erneut tätlich wurde, so wog das besonders 
schwer, zumal da der Päphter nach den Feststellungen des 
Beschwerdegerichts von kräftiger Statur und körperlich 
dem schmächtigen und kranken Verpächter weit überlegen 
iüt« sedaß er bei der ilißhciidlung eine ernstliche Gegen­
wehr nicht zu befürchten hatte * Die'eigene Einlassung 

. des Pächters, cx'gab danach, daß. er auch in diesem Falle 
einen Grund zur Kündigung gegeben hat# Das Beschwerde^ 
gericht war infolgedessen nicht genötigt, die von*dem 
Pächter benannte Zeugin Ha^BMPfe zu vernehmen, zumal 
da er. sein Vorgehen am *3« 2£ärz 'mit der Angabe, gerecht­
fertigt hat, seine Ehefrau habe einen Eierdiebstahl ver- 
jmatet, während er es, in der mündlichen .Verhandlung fr>-ajn 
15. Juni 1951 so därgestellt\hät, als ob die Hausange­
stellte den Verbellter des. Diebstahls bezichtigt habe,#

v.)".
Der Rechtsbeschwerde kann' auch: dar in'nicht gefolgt 

.^werden, daß die früheren Mißhandluhgen nicht hätten be­
rücksichtigt werden.dürfen, weil sie verziehen seiend



Es ist zwar rijhtig, daß es in dem Strafverfahren, das 
im Jahre 1943 bei dem Amtsgericht in Dortmund geschwebt 
hat (17 Hs 29/48), zu einem Vergleich gekommen ist* Da­
mals haben sich;die Parteien gegenseitig straffreie 
Handlungen voigevorfen, .dann aber im Wege-des Vergleichs 
ihre Strafanträge surückgenommen, wobei der Verpächter 
zugleich bestimmte Verpflichtungen für*die Zukunft über-

t

nommen hat,.- Damit haberi. sie lediglich auf die straf­
rechtliche Ahndung der erhobenen Beschuldigungen ver­
zichtet, nicht aber auch daS Vorgefallene verziehen.«
Der Pächter kann auch.aus’ dem' Schreiben des Verpäch­
ters vom 25'* J-anuar* 1950/ mit dem er eine Änderung mehv 
„rerer Vertragsbedingungen forderte, keine Verzeihung 
herleiten, denn in ihm hat der Verpächter ausdrücklich , 
hervorgehoben, daß seine vorausgegangene wegen" gewalt- 
.tätigen und eigenmächtig anmaßenden Verhaltens erfolg­
te fristlose Kündigung durch dieses Schreiben nicht 
berührt werde, und damit unzweideutig zun Ausdruck ge- 
. früaQht,..frühere»Gewalttätigkeiten ’nicht verzeihen zu 
wollen« Selbst wenn der Verpächter frühere Tätlichkei­
ten verziehen haben sollte, könnte er'sich doch unter­
stützend auf diese Vorkommnisse berufen»

«. •- Nicht gerechtfertigt* ist ferner dex* Vorwurf der 
■Hechtsbeschwerde, das Oberlandesgericnt. habe zu Unrecht 

r-^ine-*Ports«tzung^de^>k^örperlieiienHKißiiand'iungen ■ als • < * - 
, sicher .angenommen« Dieses .hat offensichtlich, bei ‘Fort­
bestand des Vertrages mit'weiteren Mißhandlungen sbi-

. . * ■ ■ v *■. ,tens des Pächters' gerechnet, denn es hat* die Unmöglichr»“ 
k'eit eines., Zusammenwirkens :der'Parteien gerade
■mit der gewjiEpöäiigeh Eihstellung -'d-es Pächters' begrün- 
det« Das istrhicht zu beanstanden«’Gerade die'Mißhand-
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lung im April 1950 zeigte deutlich, was in dieser Hin­
sicht von dem Pächter zu erwarten ist, der sich trotz 
der fristlosen Kündigung von 3* Pebruar 1950, die unter 

. anderem mit seinen Tätlichkeiten begründet war,*nicht 
davon hat abhalton lassen, den Verpächter erneut zu ohr­
feigen* Wenn es zutreffen sollte, daß es seitdem zu ei­
ner weiteren Mißhandlung nicht* gekommen ist, so würde 
das doch nicht gegen die Richtigkeit - der Annahme des 

. Beschwerdegerichts sprechen, sondern zwanglos seine Er- 
* Jfclärung dax*»in .finden, daß sich der Pächter angesichts 

der weiteren fristlosen.Kündigung vom 10«’.Mai 1950 und 
.. mit Rücksicht auf das schwebende Verfahren im eigenen 
Interesse Zurückhaltung auf erlegt* hat*«, •

Die Kechtsbeschv/erde. irrt ferner -mit".der^Annahme,
.das Oberlandesgericht hätte dem Verpächter das Recht

. zur fristlosen Kündigung abspreclien müssen, weil die be-
^toh’-.-udon Opunnaujon nt.cl: den Feststellungen der V^rin- *
stanzen weder auf das. alleinige, noch auf das überwie­
gende Verschulden des Pächters zurückzuführen seien*
Das Beschwerdegcricht hat keineswegs, angenommen, daß’die 
Streitigkeiten vorwiegend durch”das, Verhalten des Päch-: 
ters entstanden sind, sondern ißt im-.Gegenteil-, davon, aus­
gegangen, daß'sich;dor Verpachter mit..‘.seiner Lage niqKt ' % ** * * * %• hat abfinden können und den Pächter durch sein Verhalten
^gereizt^und^.auqh. häufig*, bpßchimpft.hajfc? Es 1 hat aber."er­
wogen, daß die. Einstellung des"Verpächters bis zu einem.

. gewissen Grade'menschlich'Verständlich sei,, weil er,c 
obwohl'.er Eigen tüne^ des Hofes -sei, auf Wohlfahrtsunter- 
stützung angewiesen sei und-nach:dem*nicht ganz fölger 
richtigen Verhalten der-Kreisbauernschaft das Empfinden 

. haben könne, seinerzeit aus seinem Pachtverträge durch

* >«I
/ *
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Druck verdrängt.worden tu sein* Bei dieser Sachlage hat 
das Beschwerdegericht mit Recht von dem Pächter verlangt, 
da3 er dieser psychologischen Einstellung des Verpäch­
ters hätte Rechnung tragen und auf einen Ausgleich der. 
Gegensätze hätte bedacht'sein müssen* Es kann danach * 
nicht s.o sehr darauf ankommen,-* inwieweit der Verpächter 
zu den einzelnen Auftritten Veranlassung gegeben hat;
Baß der Pächter an ihnen nicht unschuldig war, zeigt :

* gerade der Vorfall vom April'1950* bei dem er dem Ver- • 
Pächter eine Straftat vofgeworfen hat/ ohne einen Be­
weis hierfür in Händen zu haben« Das Beschwerdegericht
ist danach mit Recht davön ausgegangen,' daß beide Par-.- * * * ♦ * teien die Zwistigkeiten Verursacht haben« Die .fiechtsbe-
schwerde meint nun allerdings, die Streitigkeiten seien r 
in weitaus stärkerem Mäße von’ dem Verpächter als von 
dem Pächter hervorgerufen worden, und rügt in diesem Zu­
sammenhang, daß'da3 Beschwerdegericht es an der'nötigen 
weiteren Aufklärung düs Sachverhalts habe fehlen laöSeii«. 
Ein-verfalüpcnsrechtlichhr Verstoß liegt inüess.en, nicht 
vor; IT&ch•§ 13 Abs 2 LVO hat'das Gericht zwar von-Amts 
wegen die zur'Feststellung der Tatsachen erforderlichen 
Ermittlungen' änzusteilen* lind* die geeignet erscheinen­
den Beweise zu erheben; Danach unterliegen‘Art'und tJm-r 
fang der Ermittlungen und nach §"17'Abs 1 ■LVÖ-auch die 
Würdigung der erhobenen Beweise dem freien Ermessen, des 

-■':Gerichtsv^§.s386»ZB0* auf^denldie^Reöhtsbsseh^ärde. sich 
stützt, findet in dem Verfahren*in'Landwirtschaftssa- 

.• ’ chen- überhaupt keine 'Anwendung jfür .dieses .gelten* vielr-, 
mehr nach § 12'VLV0 ergänzend die Vorschriften'des GeV* ' 
Satzes über- die Angelegenheiten der Preiwiiligeji'‘Gb-. . 
richtsbarkeit*, das in §'12. eine •■mit **§rl^-Abs* 2V-LV0 über- ..
einstimmende'Bestimmung»enthält; Das-dem'Gericht Hiernach
, . ' * *zustehende freie Ermessen hinsichtlich des Umfangs der

a
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Beweisaufnähme und der Beweiswürdigung unterliegt, der 
Nachprüfung in der Rechtsbeschwerdeins.tanz nur in der 
Richtung, ob von dem Ermessen ein unrichtiger Gebrauch 
gemacht worden ist«» Die 'Annahme der Rechtsbeschwerde,

t s * , #

daß dies hier der-Pall sei, trifft nicht zu. Das.;Be- 
schwerdegericht hat seine Entscheidung allein auf die von 
■dem Pächter begangenen Tätlichkeiten äbgestellt Und da­
hingestellt sein lassen, ob die fristlosen Kündigungen 
des Verpächters auch aus anderen von ihm vorgebrach'ten 
Gründen gerechtfertigt gewesen sind«*Es-hat, wie bereits, 
gesagt, dem Pächter zugute 'gehalten#..'daß er vön dem Ver­
pächter gereizt und beschimpft worden ist« Als-ausschlag­
gebend hat das Beschwerdegericht die' von dem Pächter be­
gangenen Tätlichkeiten angesehen, weil durch sie eine der­
artige Verschärfung der * Gegensätze'herbeigeftthrt worden 
sei, daß dem Verpächter eine Fortsetzung des Pachtver­
hältnisses nicht mehr zugemütet werden *könne• Von diesem 
o'ĵ -i'.dpurvt auo e»j nicht ent scheidend darauf an, ob
die Streitigkeiten'überwiegend von der einen oder der 
anderen Partei verursacht worden sind«* Das Beschwerde- 
gericht war daher nicht genötigt,-diese Frage durch die 
' Vernehmung *der’von:-beiden Seiten**benannten’ Zeugen wei- 
-.ter aufzuklüren* Ein verfahrensrechtlicher Verstoß liegt •
‘ danach insoweit nicht’vor/-Ob ein‘solcher darin gefunden 
werden könnte,:daß die nur informatorisch gehörte Mutter 
-des Verpächters nicht auf-ihr-Zeugnisverweigeruhgsrecht 
.'hingewiesen worden ist, kann -dahingestellt bleiben,'denn 
.ihre Angaben1 sind in -defVangefoohtähen Entscheidung . 
\\iricht verwertet; äo'däß'diese nicht"-huf'ihnen b&ftaht« •

Die zahlreichen'Tätlichkeiten des Pächters gegen^ 
über .dem Verpächter hat das Beschwerdegericht in bedeh-
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kenfreier V/eioe auf Grund der eigenen Einlassung des 
Pächters festgesteilt« Gegen diese Feststellung wendet 
sich die Hechtsbeschwerde auch nicht; ihre Hilge, die 
Entscheidung hätte mindestens zum Peil auf diese Miß­
handlungen nicht gestützt werden dürfen, ist .nach dem 
oben Gesagten unbegründet«, Mit Hecht hat daher, das Be-- ■* 
sehwerdegericht die Gesamtheit dieser Vorfälle'bei der';-' 
Beurteilung-des Falles ins Auge gefaßt* Ihm ist*euch 
darin beizutreten,* daß das gewalttätige Vorgehen des 
Pächters nicht nur. die vorhandenen Spannungen.aufs
äußerste verschärft, sondern darüber hinaus eine, für deni

' » # * •

Verpächter nicht mehr tragbare Situation her beige fühl; t \ 
h a t d e n n  ihm kann in der Pat„ nicht zugemutet werden,* 
sich.weiterhin bei-DifferenzemMißhandlungen.durch-den*; 
Pächter auszusetzen«-‘Hittpecht hat daher das 'Beschwer- .J ' . Jdegericht die fristlosen/Kündigungen.des Verpächters ' . 
als gerechtfertigt angesehen«

Der Pächter kann dieses-Ergebnis nicht mit dem Hin­
weis darauf bekämpfen, es stelle* einen-Verstoß ge^en'clie 
Denkgesetze dar, daß das.Beschwerdegericht.einerseits 
die fristlosen Kündigungen für berechtigt gehalten,, sie 
andererseits aber für unwirksam* erlclärtr:und'Pachtschutz . 
gewährt habe« Dadurch, daß die ICündigungeh .für* unwirk­
sam erklärt und. Pachtschutz., trotz der festgesteilten* Vor­
kommnisse gewährt worden ist, .ist der Pächter, nicht be- \

.ten Pachtschutzes abgesehen- zu '.seinen" Gunsteh, entschie- 
. dent worden« - Es liegt, darin . auch- kein ̂ Verstoß .gegen .Denk-
- '    . . . .  - •" ' V  ' ' . .

gesetze« Es .-.ist, zunäcj^t -nicht.; richtig,' daß .das Beschwer­
degericht die Aufrechterhaltung•des bisherigen Zustands :

• , für die Daue^^wcier Jahre ■ für -tragbar.-ge^ltenrihaty denn 
. die angefoch4ene .Entscheidung ist.’ im.. Juni .,1951;ergangen'

t-

?#4 -*-#■ ) • f' i . * t
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und der Pachtvertrag ist durch' sie lediglich bis zuin 
31* März 1952 verlängert worden, also, tatsächlich nur. 
für einen Zeitraum von 3/4 Jahren«, Bas. Beschwerdege7 
rieht hat dabei nicht verkannt, daß an sich wegen.der 
zwischen den Parteien bestehenden.außerordentlich 
.Starken Spannungen.die-sofortige Rückgabe des Hofes an­
gezeigt wäre* .lediglich zur \7ahrung der öffentlichen 
Interessen hat es dem Verpächter zugemutet,-.sich.noch 
verhältnismäßig kurze Zeit mit dem bisherigen Zustand 
abzufinden,, Pas ist nicht zu beanstanden, und darin 
liegt kein Penkfehlei*, denn aiich bei einer fristlosen 
Kündigung kann der Pächter auf Pachtschutz -antragen; 
einem solchen'Anträge kann stattgegeben .werden, wenn 
trotz der Berechtigung der Kündigung besondere, im Öf­
fentlichen Interesse liegende Gründe diesv.erheischen«.

Per Rechtsbeschwerde kann auch darin nicht beige- 
■'■reten werden.- da? oir. außerordentliches Kündigungs­
recht und eine unbillige Karte für den Verpächter lo- 
gischerwei3e hätten-verneint werden müssen, weil der 
Verpächter den Pachtvertrag mit .seinem Vater wegen ■ 
schlechter-Bewirtschaftung, habe auf geben müssen, voll­
kommen verschuldet und nicht im Besitze des erforderli­
chen Inventars,:außerdem krank und .körperlich nicht * * 
leistungsfähig sei, auch nach dem Zeugnis seiner Mutter 
*den-Hof nicht-bewirtschaften,könne und ein hohes Maß 
von Schuld .an den Zusammenstößen .trage.« Paß die Mit­
schuld des VerpächtersT.an .dem Zerwürfnis der ‘Parteien 
die fristlose Kündigung nicht ausschließt-, ist qb$n be-, 
•reits gesagt« Im übrigen läuft dieses Vorbringen der 
Rechtsbeschwerde, darauf hinaus, daß sie ein Recht zur 
Kündigung verneinen will, weil der Verpächter zur Selbst
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bewirtschaftung des Hofes nicht fähig sei und infol-. 
.gedes3en die ordnungsmäßige Bewirtschaftung des Hofes 
gefährdet erscheine» Hierauf kann es. indessen für die 
Frage, ob der Pächter durch sein Verhalten einen Grund * 
zur fristlosen Kündigung des Vertrages gegeben hat, 
nicht ankommen* Hie Rechtsbeschwerde übersieht * zudem, 
daß nach den nicht angegriffenen Feststellungen des .Be­
schwerdegerichts der Jetzt bestehende Zubtand bereits
zu erheblichen Schäden an den Y/irtschaf t3gebäuden und' ,
• ** /  * . »

zu einer Gefährdung-des Pachtobjekts geführt hat* Ge­
rade diese'Auswirkungen des Zerwürfnisses der Parteien 
zeigen, daß die Sicherung der Volksernährung eine als-

t *baldige Beendigung der jetzt bestehenden Verhältnisse 
erfordert* M t  Recht hat'daher daä Beschweruegericht dem 
.Pächter hur für eine kurze Zeitspanne Pachtschutz ge­
währt, um auf diese V/eise im Interesse der allgemeinen 
Versorgung eine reibungslose Abwicklung des Pachtver­
hältnisses zu ermöglichen und eine Gefährdung des Be­
triebes zu vermeiden* Mur in diesem'Ausmaß bestand-ein 
Öffentliches Interesse an der Fortsetzung des Pachtver­
hältnisses* Hie Voraussetzungen des § 3  Abs*1 RPO für 
'eine' Verlängerung des -.»Yfetregsv-efhältniSses wären* danach 
nur für eine kurze Zeitspanne gegeben* 23s.kann im übrigen 
in dem vorliegenden Verfahren nicht"darauf anko'mmeh, 
wie sich die BewirtSchäftung.des Hofes nach der Been- 
digung.,des Pachtvertrages., gestalten 5wird, sodaß*auf 
die diesbezüglichen Ausführungen der Rechtsbeschwerde 
.liieht eingegarigen'zu werden brauchte* ‘-i’* **••;.*

Ha sich die‘Rechtsbeschwerde nach alledem-als un- ̂i * * 1 » i * , «

•gerechtfertigt erwies, .war- sie als unbegründet zurück- 
züweisen* • * *■
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Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 10 LVE,- 
42, 45 , 50 L?Q„ Zu einer Anordnung auf Grund des § 51 
IiY‘0 über die Erstattung der außergerichtlichen Kosten 
bestand kein Anlaß«

Dr« Pritsch * Br« .Eückinghaus Dr« Tasche
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